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S t e l l u n g n a h m e  d e r  L a n d e s r e g i e r u n g

1 .  R e s o l u t i o n  „ V e r e i n f a c h u n g  d e s  V e r f a h r e n s  b e z ü g l i c h  d e r
A 1 - B e s c h e i n i g u n g  i n  d e r  G r e n z r e g i o n “

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau begrüßt die Resolution
des Oberrheinrates zur „Vereinfachung des Verfahrens bezüglich der A1-Be-
scheinigung in der Grenzregion“. Das Wirtschaftsministerium erkennt die grund -
sätzliche Intention der unterschiedlichen europäischen Verordnungen und Richt -
linien an, die bei der Entsendung von Arbeitnehmern zum Schutz vor Lohn- und
Sozialdumping Anwendung finden. Dennoch muss insbesondere in Grenzräumen,
wie z. B. am Oberrhein, sichergestellt werden, dass Anmelde-, Dokumentations-
und Kontrollmaßnahmen diskriminierungsfrei ausgestaltet werden.

Nach Art. 11 VO (EG) Nr. 883/2004 – Verordnung zur Koordinierung der Syste-
me der sozialen Sicherheit – unterliegt eine Person, die in einem Mitgliedsstaat ei-
ne Beschäftigung ausübt, grundsätzlich den Rechtsvorschriften dieses Staates. Bei
Entsendungen im Sinne von Art. 12 VO (EG) Nr. 883/2004 wird jedoch von die-
sem Grundsatz abgewichen. Zum Nachweis, dass ausnahmsweise nicht das Be-
schäftigungsstaatsprinzip gilt, dient die sog. A1-Bescheinigung. Auf Grundlage
des europäischen Rechts gibt es allerdings keine Mitführungspflicht der A1-Be-
scheinigung. Es ist aufgrund der nationalstaatlichen Bestimmungen in Frankreich
so, dass dort vor jedem Arbeitseinsatz eine A1-Bescheinigung beantragt werden
muss. Im Falle einer Kontrolle durch die zuständige Arbeitsinspektion kann die
A1-Bescheinigung auch nachgereicht werden, unter der Voraussetzung, dass sie
vor der Entsendung beantragt wurde.

Im Rahmen des EU-Gesetzgebungsverfahrens 2016/0397 (COD) soll die Ver -
ordnung zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO [EG]
Nr. 883/2004) novelliert werden. Nach den letzten dem Wirtschaftsministerium
vorliegenden Informationen wurde im Rahmen der Trilog-Verhandlungen ange-
regt, ein zeitliches Kriterium für die Mitführungspflicht der A1-Bescheinigung
einzuführen. Demnach müsste die A1-Bescheinigung erst bei Entsendungen von
mehr als z. B. zehn Tagen mitgeführt werden. Dieser Vorschlag wird allerdings
von einigen Beteiligten als missbrauchsanfällig eingeschätzt. Sie wollen neben
dem quantitativen Kriterium (z. B. 10-Tageregelung) auch ein qualitatives Krite-
rium (z. B. Definition einer Dienstreise) festschreiben. Ziel sollte es hier aller-
dings auch sein, eine unbürokratische und für die betroffenen Unternehmen vor-
hersehbare Regelung zu finden, die nicht nur Dienstreisen betrifft, sondern auch
die Dienstleistungserbringung.

Was eine mögliche Ausnahmeregelung für die deutschen und französischen Ge-
biete in der Oberrheinregion angeht, so müsste zunächst deren europarechtliche
Konformität überprüft werden.

2 .  R e s o l u t i o n  „ T e i l n a h m e  d e s  O b e r r h e i n r a t s  a m  A u s s c h u s s
f ü r  g r e n z ü b e r s c h r e i t e n d e  Z u s a m m e n a r b e i t “  

Zu Ziff. 1 bis 3:

Die Landesregierung begrüßt die Resolution des Oberrheinrats zur Einrichtung ei-
nes Ausschusses für grenzüberschreitende Zusammenarbeit als Teil des Vertrags
von Aachen. Der Ausschuss konstituierte sich im Rahmen seiner ersten Sitzung
am 22. Januar 2020 im Hambacher Schloss. 

Das neue Gremium ist ein weiterer Schritt in der deutsch-französischen Zusam-
menarbeit im Sinne eines vertieften Austauschs und der europäischen Integration.
Die Zusammensetzung des Ausschusses, der erstmalig Vertreterinnen und Vertre-
ter der lokalen, regionalen und nationalen Gebietskörperschaften wie auch Abge-
ordnete der Parlamente vereint, ermöglicht eine zielgerichtete und unmittelbare
Auseinandersetzung mit bilateralen, grenzüberschreitenden Themen. Hinsichtlich
der Strukturierung des Ausschusses war und ist es der Landesregierung ein beson-
deres Anliegen, sinnvolle Synergien zu schaffen und gleichzeitig den Aufbau von
Doppelstrukturen zu vermeiden. Ergänzend zu den bereits langjährig etablierten
und mit einer großen Expertise ausgestatteten trinationalen Gremien, wie dem
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Oberrheinrat, der Oberrheinkonferenz, der Trinationalen Metropolregion Ober -
rhein und der deutsch-französisch-schweizerischen Regierungskommission, sol-
len in dem neuen Ausschuss für grenzüberschreitende Zusammenarbeit vor allem
solche Hindernisse behoben werden, denen in anderen Gremien noch keine Lö-
sung zugeführt werden konnte. Die Landesregierung sieht in der Arbeit des Aus-
schusses die Möglichkeit, besondere Schwerpunktvorhaben zu identifizieren und
damit einen weiteren Beitrag zu leisten, Schwierigkeiten und Hemmnisse im
Grenzraum abzubauen. Um das zu erreichen, gilt es, die bereits seit vielen Jahren
bestehenden Gremien und die dort vorhandenen Expertisen bestmöglich mit ein-
zubeziehen. 

Zu Ziff. 4 bis 7:

Der trinationalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit am Oberrhein kommt
aus Sicht der Landesregierung nach wie vor eine zentrale Rolle zu. In der gemein-
samen deutsch-französischen Absichtserklärung, die im Rahmen des Deutsch-
Französischen Ministerrates am 16. Oktober 2019 in Toulouse unterzeichnet wur-
de, ist die Einbindung von Vertreterinnen und Vertretern aus der Schweiz sowie
der Eurodistrikte festgelegt. Die festgelegte Einbindung dieser wichtigen Partner
wertet die Landesregierung als ein positives Signal für die Gewährleistung des
weiteren Austausches. Darüber hinaus hat sich Baden-Württemberg in den Ver-
handlungen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der
Französischen Republik über die Ausgestaltung des Ausschusses für die grenz -
überschreitende Zusammenarbeit mit großem Engagement für die Einbeziehung
der trinationalen Gremien am Oberrhein, explizit auch des Oberrheinrates, einge-
setzt. Vor diesem Hintergrund begrüßt die Landesregierung das Interesse und die
Bereitschaft des Oberrheinrates, mit einem Beobachterstatus an den Sitzungen
teilnehmen zu wollen und weist darauf hin, dass er mit Zustimmung der beiden
Ausschussvorsitzenden grundsätzlich als Beobachter hinzugezogen werden kann.
Das Land wird dieses Vorhaben entsprechend seiner Möglichkeiten weiter unter-
stützen. 

3 .  R e s o l u t i o n  „ L a n d w i r t s c h a f t  u n d  K l i m a w a n d e l  a m  O b e r  -
r h e i n “  

Vonseiten des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft bestehen
keine grundsätzlichen Einwände; allenfalls in Ziffer 1 der Resolution hätte es das
Umweltministerium begrüßt, wenn deutlich gemacht worden wäre, dass neben
der Landwirtschaft auch andere Lebensbereiche vom Klimawandel betroffen sind,
in dem ein „auch“ eingefügt worden wäre. Außerdem wäre es sinnvoll gewesen,
neben „Hitze- und Trockenperioden“ auch „Starkregenereignisse“ zu nennen. 

Aus Sicht des Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz sind die
Anmerkungen in der Resolution zu Landwirtschaft und Klimawandel sachlich zu-
treffend. Es ist zu begrüßen, dass der Oberrheinrat den Klimawandel und dessen
Auswirkungen auf die Landwirtschaft als Herausforderung sieht, die es gemein-
sam zu meistern gilt. Die Positionen entsprechen weitgehend denen des Ministeri-
ums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz. Dies gilt besonders für die
Förderung und den Ausbau des ökologischen Landbaus, der für viele der ange-
sprochenen Probleme Lösungsansätze bereithält. Kurze und faire Wertschöp-
fungsketten werden als eine Möglichkeit gesehen, ökologische Interessen zu
berücksichtigen und gleichzeitig Einkommensmöglichkeiten der regionalen land-
wirtschaftlichen Betriebe zu verbessern. Es werden vonseiten der landwirtschaft-
lichen Betriebe, der Forschung als auch vonseiten der Agrarförderung Anstren-
gungen notwendig sein, um sowohl die Betroffenheit der Landwirtschaft von den
Auswirkungen des Klimawandels zu minimieren als auch Klimaschutz in der
Landwirtschaft voranzubringen. In der Ausgestaltung der Gemeinsamen Agrar -
politik der EU in der nächsten Förderperiode strebt Baden-Württemberg ein höhe-
res Umweltambitionsniveau an, mit dem die gesteckten Ziele erreicht und aus -
reichend Mittel für die landwirtschaftlichen Betriebe zur Unterstützung ihrer ent-
sprechenden Anstrengungen bereitgestellt werden.

Die „Nutzung von Böden als CO2-Speicher“ (Ziff. 5) sieht das Ministerium für
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz allerdings etwas kritischer als der
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Oberrheinrat. Die reduzierte Bodenbearbeitung ist als Mittel zum Humusaufbau
nicht ideal geeignet, da sie nicht den Gesamthumusgehalt des Bodens, sondern
die Humusverteilung in den Bodenschichten verändert. Das Klimaschutzpotenzial
von Humusaufbau auf Ackerböden ist wissenschaftlich umstritten, der mögliche
Beitrag zum Klimaschutz wird meist niedrig eingestuft. Um einen höheren Hu-
musgehalt nicht nur aufzubauen, sondern auch langfristig zu halten, muss dauer-
haft ein hoher Input an organischem Material erfolgen. Bleibt diese Zulieferung
aus, baut sich der vorhandene Humus ab und eine stärkere CO2-Freisetzung ist die
Folge. Aufgrund dessen und der aktuell leicht sinkenden Humusgehalte sollte auf
jeden Fall ein Humuserhalt als Ziel angestrebt werden.

4 .  R e s o l u t i o n  „ E i n e  g e g e n s e i t i g e  A n e r k e n n u n g  d e r  d e u t -
s c h e n  u n d  f r a n z ö s i s c h e n  U m w e l t p l a k e t t e n  a m  O b e r r h e i n
i s t  m ö g l i c h  –  e i n  a k t u e l l e s  G u t a c h t e n  z e i g t  W e g e  a u f “

Aus Sicht des Ministeriums für Verkehr ist der Wunsch nach einer gegenseitigen
Anerkennung von Umweltplaketten nachvollziehbar. Auch nach Prüfung des Gut-
achtens von Herrn Prof. Dr. Frey sieht das Ministerium für Verkehr auf Grund -
lage des geltenden Rechts jedoch keine rechtssichere, praktikable und mit vertret-
barem Verwaltungsaufwand umsetzbare Möglichkeit für eine gegenseitige Aner-
kennung der sehr unterschiedlichen deutschen und französischen Plaketten auf re-
gionaler Ebene.

Wünschenswert und notwendig wäre hier eine Regelung auf nationaler Ebene.
Hierfür müsste die 35. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchV), durch die Bundesregierung fortgeschrieben werden.
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit hat je-
doch erklärt, dass es für ein zeitintensives Rechtssetzungsverfahren für eine Fort-
schreibung der 35. BImSchV keinen Konsens mit dem Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur und dem Bundesrat gab. Hierzu ist anzumer-
ken, dass in der Vergangenheit eine Fortschreibung der 35. BImSchV nicht im
Hinblick auf die gegenseitige Anerkennung ausländischer Plaketten diskutiert
wurde, sondern bezüglich einer Einführung einer weiteren Plakette für besonders
emissionsarme Fahrzeuge (Blaue Plakette). Das Ministerium für Verkehr würde
eine Fortschreibung der 35. BImSchV mit dem Ziel der gegenseitigen Anerken-
nung von Plaketten auch im Bundesrat unterstützten. 

Dr. Baumann

Staatssekretär
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PLENARVERSAMMLUNG VOM 20. DEZEMBER 2019 

Vereinfachung des Verfahrens bezüglich  
der A1-Bescheinigung in der Grenzregion 

Der Oberrheinrat, in seiner Sitzung vom 20. Dezember 2019 und auf Vorschlag des Vorstands, 

1. stellt fest, dass gemäß Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit das A1-Formular („Portables Dokument A1“) bescheinigt, welche Rechts-
vorschriften über soziale Sicherheit auf dessen Inhaber im Falle einer Dienstreise von weni-
ger als 24 Monaten innerhalb der Europäischen Union, des EWR oder der Schweiz anzuwen-
den sind; 

2. stellt fest, dass diese Regelung für alle Beschäftigten (Angestellte, Selbständige) und alle 
Branchen gilt (Dienstleistungen, öffentlicher Dienst etc.); 

3. stellt fest, dass diese Verpflichtung erhebliche und zeitaufwändige Verwaltungsformalitäten 
erfordert, die zumeist durch den Arbeitgeber für jede Dienstreise ins Ausland eines seiner 
Angestellten erledigt werden müssen, und dass keine Ausnahmen von diesem Formalismus 
für kurze Dienstreisen vorgesehen sind; 

4. nimmt zur Kenntnis, dass bestimmte Länder wie Frankreich, und in geringerem Maße 
Deutschland, seit ungefähr zwei Jahren ihre Politik im Bereich der Bekämpfung von Schwarz-
arbeit intensiviert haben, und in diesem Rahmen verstärkt Kontrollen bei entsandten Ar-
beitnehmern auf ihrem Gebiet durchführen und hierbei strengere Sanktionen anwenden, 
insbesondere falls das A1-Formular nicht vorgelegt werden kann;  

5. ist der Ansicht, dass eine solche Situation für die Bekämpfung von Schwarzarbeit sachlich 
zweifellos gerechtfertigt, für eine Grenzregion mit einem sehr hohen Grad an beruflicher 
Mobilität wie dem Oberrhein jedoch ungeeignet ist; 

6. stellt fest, dass das A1-Formular ein Hindernis für die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit geworden ist, insbesondere für KMU und andere kleine Strukturen in der Grenzregion, 
die nicht über die notwendigen Ressourcen verfügen, um diesen erhöhten Verwaltungsauf-
wand stemmen zu können, deren Beschäftigte sich jedoch regelmäßig für sehr kurze Zeit-
räume beruflich in einem der Nachbarländer aufhalten; 

7. nimmt zur Kenntnis, dass die genannten Probleme auf europäischer Ebene bekannt sind, 
und dass momentan Diskussionen im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur Änderung 
der zuvor genannten Verordnung (EG) 883/2004 zwischen der Kommission und dem Euro-
päischen Parlament stattfinden, um eine mögliche Ausnahme für „Dienstreisen“ zu schaf-
fen, für welche dann kein A1-Formular mehr benötigt würde; 
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8. begrüßt die Vorschläge der Oberrheinkonferenz zur Unterstützung praktikabler Lösungen 
zur Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der nationalen Vorschriften; 

9. spricht sich für Ausnahmeregelungen aus, um sich im Sinne der Regelungen des Vertrags 
von Aachen an die besonderen Gegebenheiten der deutsch-französischen Grenzregion an-
zupassen – unter Einbezug der Schweizer Grenzgebiete in diese Überlegungen und Ansätze; 

10. fordert die jeweiligen Regierungen auf, die Sanktionsverfahren im Grenzraum für kurze 
Dienstreisen (bis zu einer Woche) zu lockern. Die Nicht-Vorlage des A1-Formulars im Falle 
einer Kontrolle (durch den Beschäftigten, den Arbeitgeber oder dessen Vertretung in Frank-
reich) würde folglich für diese kurzen Dienstreisen nicht die automatische Anwendung einer 
Strafe nach sich ziehen. Eine etwaige Strafe würde erst wirksam, falls das A1-Formular nicht 
binnen zwei Monaten nach der Kontrolle durch die betroffenen Beschäftigten und Arbeit-
geber vorgelegt werden kann. Diese Maßnahme könnte für die gesamte deutsch-franzö-
sisch-schweizerische Grenzregion als Vorbild einer guten Verfahrenspraxis dienen, aber 
auch einen Beitrag für die Überlegungen im Rahmen der EU-Gesetzgebung darstellen. 

 

Der Oberrheinrat richtet diese Resolution an: 

 die Abgeordneten der nationalen Parlamente sowie des Europäischen Parlaments aus dem 
Oberrheinraum  

 die Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung 
 das deutsche Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
 die Landesregierung Baden-Württemberg 
 die Landesregierung Rheinland-Pfalz 
 die Landesregierung des Saarlands 
 das französische Ministerium für Arbeit 
 die Region Grand Est 
 das Departement Bas-Rhin 
 das Departement Haut-Rhin 
 den Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
 die Nordwestschweizer Regierungskonferenz 
 die Oberrheinkonferenz 

zur Information an: 

 die Europäische Kommission 
 das Europäische Parlament 
 das Zentrum für Europäischen Verbraucherschutz 
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PLENARVERSAMMLUNG VOM 20. DEZEMBER 2019 

Teilnahme des Oberrheinrats am Ausschuss für  
grenzüberschreitende Zusammenarbeit  

Der Oberrheinrat, in seiner Sitzung vom 20. Dezember 2019 und auf Vorschlag des Vorstands,  

1. begrüßt den Prozess der Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in den 
deutsch-französischen Grenzregionen infolge der Unterzeichnung des Vertrags vom 22. Januar 
2019 über die deutsch-französische Zusammenarbeit und Integration; 

2. nimmt die gemeinsame Absichtserklärung vom 16. Oktober 2019 zur Umsetzung des Artikels 
14 durch die Einrichtung eines Ausschusses für grenzüberschreitende Zusammenarbeit als Be-
standteil dieses Prozesses zur Kenntnis; 

3. begrüßt insbesondere die Entscheidung der französischen und deutschen Regierungen, Ver-
treter der Schweiz und der Eurodistrikte an der deutsch-französischen Grenze in den Aus-
schuss einzubinden; 

4. bewertet ferner die in Abschnitt 4 (4) der Gemeinsamen Absichtserklärung genannte Möglich-
keit, weitere Beobachter zu den Sitzungen des Ausschusses für grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit einladen zu können, positiv; 

5. bedauert jedoch, dass er an dieser Stelle nicht gemeinsam mit den anderen, explizit genannten 
grenzüberschreitenden Akteuren, aufgeführt wird; 

6. unterstreicht daher im Sinne einer effizienten Zusammenarbeit für die trinationale Oberrhein-
region seine Bereitschaft, mit Beobachterstatus an der Arbeit des Ausschusses für grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit teilzunehmen; 

7. weist zudem darauf hin, dass die grenzüberschreitende Zusammenarbeit am Oberrhein in den 
meisten Fällen trinationale Bedeutung hat und nicht nur die beiden Partner des Aachener Ver-
trages betrifft, sondern auch die Schweiz. 

 

Der Oberrheinrat richtet diese Resolution an: 

 den Ausschuss für grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
 die Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung  
 die Abgeordneten der nationalen Parlamente sowie des Europäischen Parlaments aus dem 

Oberrheinraum  
 die Landesregierung Baden-Württemberg  
 die Landesregierung Rheinland-Pfalz 
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 die Region Grand Est  
 das Departement Bas-Rhin  
 das Departement Haut-Rhin 
 den Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft  
 die Nordwestschweizer Regierungskonferenz  

zur Information an:  

 die Oberrheinkonferenz 
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PLENARSITZUNG VOM 20. DEZEMBER 2019 

Landwirtschaft und Klimawandel am Oberrhein 

Der Oberrheinrat, in seiner Plenarsitzung vom 20. Dezember 2019, auf Vorschlag der Kommis-
sion Landwirtschaft – Umwelt – Klima – Energie:  

1. stellt fest, dass die Auswirkungen des Klimawandels, insbesondere die Hitze- und Trocken-
perioden, schwerwiegende Konsequenzen für die Landwirtschaft am Oberrhein verur-
sachen; 

2. erinnert daran, dass diese Konsequenzen die Landwirte zwingen, erhebliche Investitionen 
zum Schutz und Erhalt ihrer Kulturen sowie der Erntesicherheit der Pflanzen und Tierpro-
duktion zu tätigen; 

3. erkennt an, dass die Landwirtschaft trotz ihrer ambivalenten Situation, die sowohl Be-
troffene als auch in geringerem Maße für den Klimawandel Mitverursacherin ist, eine 
wichtige Rolle beim Klimaschutz spielen kann; 

4. begrüßt Initiativen wie den derzeit von der Europäischen Kommission ausgearbeiteten 
„Grünen Pakt für Europa“, der darauf abzielt, den Übergang zur Klimaneutralität bis 2050 
auch im Bereich der Landwirtschaft zu unterstützen.,  

5. unterstützt geeignete landwirtschaftliche Maßnahmen zur Vermeidung von Klimagasen 
sowie zum Klimaschutz, insbesondere die Nutzung der natürlichen Böden als Speicher von 
CO2 (mit Techniken wie reduzierte Bodenbearbeitung, Gründüngung, Begrünungen, Nut-
zung von lokal kontrolliert produziertem Kompost, Fruchtfolge); 

6. befürwortet die Unterstützung der Forschung und Wissensvermittlung zum Klimawandel, 
mit dem Ziel, konkrete Anpassungsstrategien für die Landwirte zu entwickeln und diese in 
der Umsetzung solcher Strategien zu unterstützen;  

7. möchte kurze Vertriebswege mit wirtschaftlichem und ökologischem Interesse fördern, 
auch im grenzüberschreitenden Bereich. Es ist besonders darauf zu achten, dass nationale 
und europäische Vorschriften keine Wettbewerbsverzerrungen zwischen lokaler Produkti-
on und Importen mit potenziell höheren CO2-Belastungen verursachen; 

8. fordert die nationalen Instanzen dazu auf, alle landwirtschaftliche Betriebe und insbeson-
dere Biobetriebe zu stärken, u. a. indem sie Hilfen für die Umstellung auf ökologische/ 
biologische Produktion fördern und die Klimaleistungen der ökologischen/biologischen 
Produktion mit Förderbeiträgen abgelten, wo eine Abgeltung am Markt eingeschränkt ist.  
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Der Oberrheinrat richtet diese Resolution an folgenden Empfängerkreis: 

 in Frankreich:  
 an das Ministère de l’Agriculture et de l’Alimentation; 
 an das Ministère de la Transition écologique et solidaire;  
 an die Präfektur der Region Grand Est.  

 
 in Deutschland:  

 an das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft; 
 an das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit; 
 an das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg; 
 an das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg; 
 an das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-

Pfalz; 
 an das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz.  

 
 in der Schweiz:  

 an das Bundesamt für Landwirtschaft; 
 an das Bundesamt für Umwelt; 
 an die Nordwestschweizer Regierungskonferenz.  

 
 
Zur Information:  

 in Frankreich:  
 an die Region Grand Est; 
 an das Departement Haut-Rhin; 
 an das Departement Bas-Rhin.  

 
 an die Oberrheinkonferenz.  
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PLENARVERSAMMLUNG VOM 20. DEZEMBER 2019 

Eine gegenseitige Anerkennung der deutschen und französischen 
Umweltplaketten am Oberrhein ist möglich – 

ein aktuelles Gutachten zeigt Wege auf 

Der Oberrheinrat, in seiner Sitzung vom 20. Dezember 2019 und auf Vorschlag der Kommission 
Verkehr – Raumordnung – Katastrophenhilfe, 

1. bekräftigt seine Resolution vom 18. Juni 2018, in der er sich für eine europaweite Regelung 
zur gegenseitigen Anerkennung von Umweltplaketten ausgesprochen und die nationalen 
Regierungen am Oberrhein übergangsweise um eine Prüfung einer gegenseitigen Anerken-
nung der Umweltplaketten gebeten hatte; für diesen Fall könnten die Verkehrsteilnehme-
rinnen und Verkehrsteilnehmer am Oberrhein auf den zusätzlichen Erwerb der Plakette des 
Nachbarlandes verzichten; 

2. erinnert daran, dass die gewünschte Anerkennung scheiterte, da laut Antwort der Bundes-
regierung die Anforderungen an die Plaketten zu unterschiedlich seien – die französische 
Regierung hat sich nicht geäußert; 

3. begrüßt deshalb ausdrücklich das vom Eurodistrikt Strasbourg-Ortenau in Auftrag gegebene 
aktuelle Gutachten*, in dem dessen Verfasser verschiedene erfolgversprechende Wege auf-
zeigt, um das Problem einer Lösung zuzuführen; 

4. appelliert an die deutsche und französische Regierung das beigefügte Gutachten zu prüfen, 
und im Geist des Aachener Vertrages eine Lösung zu finden;  

5. hebt abschließend hervor, dass die Bürgerinnen und Bürger in der Grenzregion am Ober-
rhein die mit dem Aachener Vertrag angestrebte engere Zusammenarbeit auch daran mes-
sen, ob es den beiden Regierungen gelingt, vermeintlich kleine Probleme, wie die unter-
schiedlichen Umweltplaketten, die im Alltag die grenzüberschreitende Mobilität behindern, 
gemeinsam zu bewältigen. 

 

Der Oberrheinrat richtet diese Resolution an: 

 die Abgeordneten der nationalen Parlamente aus dem Oberrheinraum  
 die Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung 
 den Deutsch-Französischen Ausschuss für grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
 das Bundesministerium für Umwelt 
 die Landesregierung Baden-Württemberg 
 die Landesregierung Rheinland-Pfalz 
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 die Regierung der Französischen Republik 
 die Region Grand Est 
 das Departement Bas-Rhin 
 das Departement Haut-Rhin 

zur Kenntnisnahme an: 

 den Schweizer Bundesrat 
 die Nordwestschweizer Regierungskonferenz  
 die Oberrheinkonferenz 

 

 

*  Anlage 
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